Ausschlussverfahren: 

Bewertung Leserbrief  und tatsächliche Demosituation vor Ort am 18.April 2005 

Die im Programm der Partei  Linke.PDS beschlossene Abgrenzung zu Rechtextremismus und Rechtspopulismus war für mich schon immer Handlungsgrundlage was sich in meiner inhaltlichen und öffentlichen Arbeit der letzten 15 Jahre insbesondere der letzen 5 Jahren mit dem erstarken der Rechten in Pößneck niedergeschlagen hat.

Der Kampf gegen Rechtextremismus, Antisemitismus und Ausländerfeindlichkeit ist für mich selbstverständlich und wurde immer mit öffentlichen Protest gegen Rechte Aufmärsche und Gewalttaten geführt. Innerhalb der gewählten Gremien im Stadtrat oder auch mit Aktionen außerhalb auf der Straße. Im Jahr 2000 wagte ich als eine von wenigen den direkten Protest auf dem PN Markt gegen die ca 170 Neonazis.

OTZ Artikel. Infolge dieser Haltung wurde ich vom Landrat Herrn Roßner als ehrenamtlicher Bürger vorgeschlagen und fuhr mit der Thüringer Delegation 11 BürgerInnen zu den Feierlichkeiten zum Tag deutschen Einheit in der nach Mainz. 

2003 Als wiederholt die Scheiben von ausländisch geführten Geschäften in Pößneck eingeschmissen wurden, glaubte ich nicht an einen Bandenkrieg sondern benannte das Geschehen beim Namen. Ausländerfeindlichkeit und Rassismus als Mutprobe von Neonazis. Mit Pößnecker Jugendlichen wurde eine Liste vieler rechtsradikaler Übergriffe zusammengestellt und öffentlich gemacht. Es begann die Zusammenarbeit mit ABBAD und MOBIT. Ich organisierte dazu Infostände und Veranstaltungen. Als 8 Neonazis eine Veranstaltung der Basis 2004 besuchten, wurden sie mit Argumenten vertrieben, im Anschluss dieser Veranstaltung gab es eine Anzeige wegen unerlaubter Photografie und Androhung von Gewalt. Setzte mich mit Nachdruck für eine Ahndung und Verfolgung auch beim damaligen Innenminister Herrn Trautvetter ein.

Gedächtnisprotokoll, Brief an den Innenminister 

Auch in der Jüngsten Zeit setze ich mich für einen offenen Umgang mit dem Rechtsextremismus ein. Es reicht eben nicht einen behördlichen Präventionsrat zu organisieren, sondern es muss der von einzelnen und kleinen Gruppen z.B. ABC geführte Kampf unterstützt werden. 

Bei allen Aktionen sind die gesetzlichen Rahmenbedingungen einzuhalten. So auch bei den sozialen Protesten gegen die Hartz IV Gesetze. Die Montagsdemo am 18. April stand unter dem Motto: Gegen den Sozialabbau und die Auswirkungen des 4. Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt. (Hartz IV) Es wurde von der Thür. Selbsthilfegruppe Hartz IV geladen. Gastredner war Thomas Hofmann auf  Vermittlung von Heidrun Sedlacik. 

Durch Bescheid des Landratsamtes wurde die Durchführung einer Veranstaltung unter freiem Himmel gemäß §14 VersG erlaubt. Den Veranstaltern wurden alle Festlegungen mitgeteilt und ausdrücklich auf die Rechte und Pflichten der Versammlungsleiter und der Ordner hingewiesen.

Bescheid, die Merkblätter sowie der Gesetzestext.

Aktuelle Situation am 18. April 2005 um 17.30 Uhr. Auf dem Mark war ein größeres Polizeiaufgebot. Als Versammlungsleiterin besprach ich die Lage mit dem verantwortlichen Polizisten. Dieser verweis noch mal sehr deutlich auf das Versammlungsrecht und dass er Menschen nur bei gröblichen Störungen von der Versammlung ausschließen kann und wird. Ein ausschluss von der Versammlung kann auf keinen Fall wegen Haartracht oder  Kleidung geschehen und die Gesinnung eines Menschen ist Mutmaßung und kann somit nicht als Ausschlussgrund gesehen werden. Ich war mir meiner Verantwortung durchaus bewusst. 

Bei diesem Gespräch traten eine Hand voll der rechten Szene zuzuordnenden Menschen (männlich) auf den Markt. Sie hatten Zettel in der Hand und wollten diese verteilten. Ich ging auf sie zu und bat sie, dieses Material nicht zu verteilen, weil es nicht der Veranstaltung entspricht und kein Material verteilt werden soll. Die Menschen zeigten sich einsichtig und brachten das Material weg. So wurde nach meinem Kenntnisstand 3 Zettel verteilt. Einen hat sich die Polizei geben lassen, um zu prüfen ob alle Vorschriften eingehalten wurde, einer an eine Genossin und einer an die Pressevertretung.

Nach diesem Vorfall begann die Versammlung. Die Menschen kamen ohne Zettel zurück und stellten sich schweigend und ohne Störung auf den Markt. Positiv zu bewerten ist, dass die DEMO Teilnehmer obwohl wegen dem erhöhten Polizeiaufgebot nicht sehr zahlreich, die Menschen in die Mitte nahmen, wenig Raum boten und diese nicht in die erste Reihe ließen. 

Die Veranstaltung verlief ohne Störungen. 

Der mir vorgeworfene Leserbrief ist eine Reaktion auf den Artikel zur Montagsdemo, in dem einige sachliche Fragen unrichtig dargestellt waren. Auch wenn TH Gastredner war, hatte sich die PDS in Absprache mit der BIRSO von der Organisation der Montagsdemo verabschiedet. Die Veranstaltung  wurde als Protest gegen die Hartz IV Gesetze angemeldet. Inhalt und Aussagen einer Veranstaltung sollten eine Einheit bilden. Dies war beim Gastredner nicht der Fall. Dies war mein Kritikpunkt und nicht die inhaltliche Frage der Verurteilung von Rechtextremismus. Für mich stellt diese Darstellung auch keine ausdrückliche Einladung von Rechtsgerichteten Organisationen dar. 

Die Praxis beweis das Gegenteil. Die folgenden Montagsdemo waren Nazifrei. 

Bei Störungen und inhaltlichen Propaganda von Rechten hätte ich mein Hausrecht wahrgenommen, sie ermahnt und gegebenenfalls von Veranstaltung entfernen lassen. Alles andere ist nach heutigen Rechtsgrundlage nicht möglich und meines Erachtens nicht Sinnvoll. Zur Infoveranstaltung des Aussteigers Adrian von der Friedrich Ebert Stiftung wurde als Mittel gegen Rechts auf das Angebot von anderen Inhalten und Sichtweisen hingewiesen.

Als Veranstalter der Montagsdemo gegen Hartz VI hatte ich kein Interesse an irgendeiner Eskalation, da der Protest wichtig ist um auf die Verarmung der Menschen aufmerksam machen zu können. Diese öffentliche Protestform war uns auch wichtig um Informationen für Betroffene weitergeben zu können.

Beides ist Inhalt und Programm der Linke.PDS der Kampf gegen Rechtsextremismus und der Kampf gegen die Hartz VI Gesetze. Bei einer Vermischung der Themen bedarf es einer anderen Organisation, diese konnte die Selbsthilfegruppe aus personellen Gründen nicht leisten. Aus diesem Grund hat die  thür. Selbsthilfegruppe als Organisatoren der Montagsdemo gegen Hartz IV in Pößneck nach 10 Demos den Markt der Linke.PDS für ihren Kampf gegen Rechts übergeben. Leider bleiben die Proteste seit dem aus. Somit haben sich die Verantwortlichen der Kreis Linke.PDS sich als Protestverhinderer von Sozialabbau und Rechtsextremismus erweisen. 

Gespräche über die Situation, Art und Weise von solchen Veranstaltungen und dem Leserbrief  haben mit den Organisatoren und Verantwortlichen der Linke.PDS nicht stattgefunden. Deshalb sind die Anschuldigungen von Max Schmidt nur mit Aussagen von Nichtbeteiligten Heidrun Sedlacik bzw. dritten Wolfgang Truschzinski untermauert. In der Bundesrepublik gibt es in Rechtsfragen das Unmittelbarkeitsprinzip und dies gebietet, dass Zeugen direkt vor Ort waren und ihre persönlichen Aussagen zum Sachverhalt treffen. 

Antrag beide zu diesem Sachverhalt zu hören.

Falls dieser Leserbrief wirklich als schwerwiegend parteischädlich und als Verstoß gegen die Grundsätze der politischen Programmatik bewertet wird, kann ich nur betonen, dass dies nicht vorsätzlich war. Im Gegenteil, ich wollte mit diesem Brief auf die rechtlichen Sachzwänge hinweisen und für einen umsichtigen Umgang mit den schwierigen und vielfältigen Gesellschaftskritiken der PDS werben. Mir ist der Protest gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit genauso wichtig wie der Protest gegen den Sozialabbau, ein gegen einander ausspielen der Themen verhindert eine gesellschaftliche Veränderung für die betroffenen Menschen. Geht also an den Zielen der Linke.PDS vorbei.

Die Bewertung der Rede von TH ist für mich Kritik über die sich streiten lässt. Eine Persönliche Diffamierung war nie Ziel. 

Meine Bewerbung als Einzelbewerberin für ein Direktmandat des Thüringer Landtages ist persönlich gelebte Demokratie. Nach Thür. Wahlgesetz § 32(4) hat jeder Bürger das Recht zu kandidieren wenn er 250 Unterstützerunterschriften sammelt. Von diesem Recht habe ich gebrauch gemacht. Ich habe mich in keinem einzigen Artikel von der PDS distanziert. Ich habe einiges kritisiert  und in dem benannten OTZ Artikel vom 25. Feb. 2004 ausdrücklich meine Verbundenheit mit der PDS zum Ausdruck gebracht. Der Grundsatz Bürgerinteresse vor Parteieninteresse belegt meine Verbundenheit mit den Menschen der Region und ihren Problemen. Für mich liegen die Themen auf der Straße, nehme die Fragen der BürgerInnen auf und versuche im Stadtrat Lösungen zu erstreiten. Der Genosse Ralf Kalich, der durch die Bundestagswahl in den Landtag gespült wurde, sagte in seinem ersten Interview mit der OTZ „Mir ist das Parteibuch egal wenn es um die Interessen der Region geht.“  Eine solche Aussage hat es nicht gegeben und wird es von mir nicht geben. Die Linke.PDS ist meine politische Heimat und ich trete für ihre Ziele ein. Meine politischen Aktionen haben keinen Selbstzweck und sind nicht nur auf die Region ausgerichtet, sondern auf die konkreten Sorgen, Nöte und Probleme der Menschen. Auch die Behauptung von Dieter Reebelein, dass ich der PDS Machtstreben vor Bürgerinteressen unterstelle ist abenteuerlich. Natürlich haben Parteien mit ihren Strukturen systemstabilisierende Wirkung, die für die Lösung von Probleme der Menschen hinderlich sein können und dem Bürgerinteresse entgegenwirken. Kritik an solchen Punkten gehört zum ehrlichen Umgang innerhalb der PDS. 

Nach dem Statut der PDS Rechte und Pflichten Pkt 3. (1) hat jedes Mitglied hat das Recht innerhalb der Partei das aktive und passive Wahlrecht auszuüben und sich selbst zur Kandidatur vorzuschlagen. Dieses Recht nahm ich mit der Kandidatur als Kreisvorsitzender wahr. In welchen weiteren Wahlfunktionen ich mich bewerben möchte obliegt meiner selbstbestimmten Entscheidung. Ich habe von 1990 bis 1999 Wahlfunktionen innerhalb der Kreis PDS ausgefüllt als Kreisvorstandsmitglied von 1990-1994 und als Stellvertretende Kreisvorsitzende von 1994-1999 und stand somit in meinem bisherigen parteilichen Engagement auch anderen Funktionen zur Verfügung. Des weitern arbeite in Wahlfunktion für die Linke.PDS als Stadtrat in Pößneck seit 1999. Eine Lehre der politischen Wende war, dass Funktionen nicht zu lange ausgeübt werden sollten und Multifunktionäre vermieden werden sollten. In diesem Geist steht noch heute mein politisches Engagement. Auch die Kandidatur auf der Liste der PDS für den Thüringer Landtag ist mit diesem Recht gedeckt und stellt keinen Verstoß gegen das Statut der PDS dar. 

Die Basis 2004 ist eine Organisation der PDS, die sich für neue Mitglieder und Sympathisanten zur Wahlvorbereitung der Kommunalwahlen 2004 gegründet hat. Inhaltlich und strukturell als alternative zu den klassischen BO arbeitet. Ihre Ziele hat sie in einem Leitfaden dargestellt. Sie geht von einer Zusammenarbeit mit allen Gremien aus. Eine solche vielfältige Arbeitsweise der PDS ist ausdrücklich im Statut PKT.3 (1)gewollt. 

· an der Arbeit von Arbeitskreisen und Kommissionen der Organe und Gremien der Partei in geeigneter Weise mitzuwirken;

· sich frei und selbstbestimmt in einer Organisation der Basis politisch zu engagieren;

· in Arbeits- und Interessengemeinschaften mitzuwirken und selbst welche zu initiieren;

· sich mit anderen Mitgliedern zum Zwecke der gemeinsamen Einflussnahme im Rahmen des Statuts und der Grundsätze des Programms der Partei eigenständig zu vereinigen (in Plattformen, Fraktionen, Foren u.ä.);

Die BASIS 2004 ist keine Abspaltung von dem Ortsverband. Sie ist dem Zusammenschluss der ursprünglich 4 Pößnecker Basisorganisationen Pößneck Ost, PN Süd, PN Nord und PN West nicht gefolgt. Auch dieses handeln ist legitim.

Statutengerechte Mehrheitsentscheidungen habe ich mitgetragen, ihre Umsetzung dafür kritisch begleitet und somit an der politischen Meinungs- und Willensbildung in der Partei uneingeschränkt mitgewirkt und mich am Diskussionsprozess der Partei beteiligt.

Meine Kritik besonders am Handeln des Kreisvorsitzenden war nie als haltlose Anschuldigung gedacht sondern als Hinweis, dass es noch andere Möglichkeiten des politischen Agierens gibt. 

Welche Hinweise und Ratschläge ich von anderen Genossen annehmen sollte, wie Genosse Dieter Reebelein meint ist mir angesichts dieser Zeilen nicht klar. Ich bitte um eine konkrete Anforderung. Der Gen. Dieter Reebelein hat mit mir seit längerem kein inhaltliches parteipolitisches Gespräch geführt. Dies finde ich sehr schade, leider ist unser Zeitfond und die sich begegnenden Schnittmengen sehr begrenzt.

Politiker stehen in der Öffentlichkeit und müssen um politische Prozesse beeinflussen zu können selbstverständlich eine politische und persönliche Profilierung vornehmen. Ohne diese würden sie nicht Wahrgenommen und Veränderungen würden noch weniger sichtbar sein. Politik würde hinter verschlossene Türen verschwinden. Die PDS steht wie keine andere Partei in der Bundesrepublik für transparente Entscheidungen und direkte Demokratie also Mitbestimmung. Dies geschieht immer durch persönliches Engagement. Da privates grundsätzlich politisch ist, stehe ich zur privaten Profilierung, obwohl mir der Begriff persönlich besser gefällt. Dies steht nicht im Widerspruch zu den Pflichten eines Linke.PDS Mitglied.

Schusswort

Mein politisches Engagement habe ich dargestellt und mit verschiedenen Artikeln nachgewiesen. Ihre Bewertung überlasse ich den Mitgliedern der Schiedskommission. 

Ich würde es als bedauerlich empfinden, wenn die Schiedskommission zu dem Schluss kommt dass ein Leserbrief ausreicht  meine Mitarbeit in der Linke.PDS zu beenden. Diese würde nichts an meiner politischen Überzeugung ändern und meinen politischen Kampf für soziale Gerechtigkeit und gegen Rechtsextremismus kaum beeinflussen. Neben den innerparteilichem Handeln gibt es immer auch ein außerparteiliches Handeln dies würde ich dann stärker wahrnehmen.   

möchte mit einem Zitat von Rosa Luxemburg enden.  „Freiheit nur für die Anhänger der Regierung, nur für die Mitglieder einer Partei- mögen sie noch so zahlreich sein- ist keine Freiheit. Freiheit ist immer Freiheit des Andersdenkenden. Nicht wegen des Fanatismus der Gerechtigkeit, sondern weil all das Belebende Heilsame und Reinigende der politischen Freiheit an diesem Wesen hängt und seine Wirkung versagt, wenn die Freiheit zum Privilegium wird.“ 
